
VEREINSSATZUNG AIKIDO IM HOF e.V.

Präambel

Der Verein Aikido im Hof gibt sich folgendes Leitbild, an dem sich das Vereinsleben und 
die Arbeit der Organe, der Amts- und Funktionsträger sowie aller sonstigen Mitarbeiter 
orientieren:

Der Verein,  seine Amtsträger und Mitarbeiterinnen bekennen sich zu den Grundsätzen
eines  umfassenden  Kinder-  und  Jugendschutzes  und  treten  für  die  körperliche  und
seelische  Unversehrtheit  und  Selbstbestimmung  der  anvertrauten  Kinder  und
Jugendlichen ein. 

Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral. Er vertritt den Grundsatz religiöser, welt-
anschaulicher  und  ethnischer  Toleranz  und Neutralität.  Der  Verein  wendet  sich  gegen
Intoleranz,  Rassismus,  Sexismus,  Homophobie  und  jede  Form  von  politischem
Extremismus.

Der Verein fördert die Inklusion behinderter und nichtbehinderter Menschen und die 
Integration von Menschen mit Zuwanderungshintergrund. Er verfolgt die Gleichstellung der
Geschlechter.

Der Aikido Unterricht orientiert sich in seiner technischen Ausrichtung an Jan Nevelius 
Shihan 7.Dan Aikido, Aikikai Tokio und Jorma Lyly 6. Dan Aikido, Aikikai Tokio.
Das Training folgt dem Ideal der gewaltfreien Konfliktlösung. Die Form des Budo und die 
klassische Etikette des Aikido sind beim Training zu beachten. 

§ 1 (Name und Sitz)
Der Verein führt den Namen Aikido im Hof.
Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und trägt dann den Zusatz "e.V."
Der Sitz des Vereins ist Lutherstr. 34, 47058 Duisburg.

§ 2 (Geschäftsjahr)
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 3 (Zweck des Vereins)
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke  im Sinne
des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.

Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports und der Jugendhilfe. 

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch Organisation eines 
geordneten Sportbetriebs und Durchführung von Gürtel-(Kyu-)Prüfungen, die 
Durchführung von Aikido-Lehrgängen, die Durchführung von Aikido-
Jugendveranstaltungen und -maßnahmen, Ermöglichung der Teilnahme an überörtlichen 
und internationalen Lehrgängen und Dan- (Schwarzgürtel-) prüfungen durch einen 
internationalen Shihan (Danprüfer des Aikido Weltverbandes), Aus-/Weiterbildung und 
Einsatz von sachgemäß ausgebildeten Übungsleitern, Trainern und Helfern, die 
Beteiligung an Kooperationen, Sport- und Spielgemeinschaften, Angebote der 



Jugendsozialarbeit und der bewegungsorientierten Jugendarbeit, Maßnahmen und 
Veranstaltungen zur Erhaltung und Förderung des körperlichen, seelischen und geistigen 
Wohlbefindens (z.B. Meditation) sowie einer friedlichen Konfliktlösung.

§ 4 (Selbstlose Tätigkeit)
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke.

§ 5 (Mittelverwendung)
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

§ 6 (Verbot von Begünstigungen)
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind,
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 7 (Erwerb der Mitgliedschaft)
Vereinsmitglieder können natürliche Personen oder juristische Personen werden.

Der Verein besteht aus:
- aktiven Mitgliedern
- passiven Mitgliedern
- außerordentlichen Mitgliedern.

Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die Angebote des Vereins im Rahmen der 
bestehenden Ordnungen nutzen können.

Für passive Mitglieder steht die Förderung des Vereins im Vordergrund. Sie nutzen 
die sportlichen Angebote des Vereins nicht.

Außerordentliche Mitglieder sind juristische Personen.

Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. Der Aufnahmeantrag eines 
minderjährigen Mitglieds bedarf der schriftlichen Einwilligung der gesetzlichen 
Vertreter.

Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand.
Gegen die Ablehnung, die keiner Begründung bedarf, steht dem/der Bewerber/in 
die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, welche dann endgültig entscheidet.

§ 8 (Beendigung der Mitgliedschaft)
Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung der 
juristischen Person.

Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem 
vertretungsberechtigten Vorstandsmitglied. Die schriftliche Austrittserklärung muss 
mit einer Frist von vier Wochen jeweils zum Ende des Monats gegenüber dem 
Vorstand erklärt werden.



Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wichtige Gründe sind 
insbesondere ein die Vereinsziele schädigendes Verhalten, die Verletzung 
satzungsmäßiger Pflichten oder Beitragsrückstände von mindestens drei Monaten. 
Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Gegen den Ausschluss steht dem 
Mitglied die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, die schriftlich binnen eines 
Monats an den Vorstand zu richten ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet im 
Rahmen des Vereins endgültig. Dem Mitglied bleibt die Überprüfung der 
Maßnahme durch Anrufung der ordentlichen Gerichte vorbehalten. Die Anrufung 
eines ordentlichen Gerichts hat aufschiebende Wirkung bis zur Rechtskraft der 
gerichtlichen Entscheidung.

§ 9 (Beiträge)
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe der Beiträge und deren 
Fälligkeit bestimmt der Vorstand und findet sich in der Beitragsordnung.

Es  können  zusätzlich  Aufnahmegebühren,  Umlagen  und  Gebühren  für  besondere
Leistungen des Vereins erhoben werden. Über Höhe und Fälligkeit sämtlicher Beiträge,
Gebühren und Umlagen entscheidet der Vorstand durch Beschluss. Umlagen können bis
zur  Höhe  des  Zweifachen  des  monatlichen  Mitgliedsbeitrages  festgesetzt  werden.
Beschlüsse über Beitragsfestsetzungen sind den Mitgliedern bekannt zu geben.

Vorstandsmitglieder sind vom Vereinsbeitrag befreit.

Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbindung, der Anschrift
sowie der E-Mail-Adresse mitzuteilen.

Der Vorstand kann in begründeten Einzelfällen Beitragsleistungen oder -pflichten ganz
oder teilweise erlassen oder stunden.

§ 10 (Organe des Vereins)
Organe des Vereins sind
- die Mitgliederversammlung
- der Vorstand.

§ 11 (Mitgliederversammlung)
Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ihren Aufgaben 
gehören insbesondere die Wahl und Abwahl des Vorstands, Entlastung des 
Vorstands, Entgegennahme der Berichte des Vorstandes, Wahl der 
Kassenprüfern/innen, Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, 
Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins, Entscheidung über Aufnahme 
und Ausschluss von Mitgliedern in Berufungsfällen sowie weitere Aufgaben, soweit 
sich diese aus der Satzung oder nach dem Gesetz ergeben.
Im erstem Quartal eines jeden Geschäftsjahres findet eine ordentliche 
Mitgliederversammlung statt.

Der Vorstand ist zur Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 
verpflichtet, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe
von Gründen verlangt.



Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist 
beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das 
Einladungsschreiben gilt als den Mitgliedern zugegangen, wenn es an die letzte 
dem Verein bekannt gegebene Anschrift gerichtet war.

Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn dies ein Mitglied bis spätestens eine 
Woche vor dem angesetzten Termin schriftlich beantragt. Die Ergänzung ist zu 
Beginn der Versammlung bekanntzumachen.
Anträge über die Abwahl des Vorstands, über die Änderung der Satzung und über 
die Auflösung des Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits mit der Einladung zur 
Mitgliederversammlung zugegangen sind, können erst auf der nächsten 
Mitgliederversammlung beschlossen werden.

Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig.

Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet.
Zu Beginn der Mitgliederversammlung ist ein Schriftführer zu wählen.
Jedes Mitglied hat mit Vollendung des 16. Lebensjahres eine Stimme. Das 
Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden und ist nicht übertragbar.
Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen.
Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit einer Mehrheit
von 2/3 der anwesenden Mitglieder beschlossen werden.
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht.

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das 
vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist.

§ 12 (Vorstand)
Der Vorstand im Sinn des § 26 BGB besteht aus dem/der 1. und 2. Vorsitzenden 
und dem Jugendwart. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. 
Zwei Vorstandsmitglieder vertreten gemeinsam.

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von fünf Jahren 
gewählt.

Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden.
Wiederwahl ist zulässig.

Der Vorstand bleibt solange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist.
Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand.
Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Vorstandsmitglieds vor Ablauf der Wahlperiode 
beruft der bestehende Vorstand kommissarisch eine/n Nachfolger/in für die Zeit bis 
zur nächsten turnusgemäßen Wahl.



§ 13 (Kassenprüfung)
Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren eine/n 
Kassenprüfer/in.
Diese/r darf nicht Mitglied des Vorstands sein.
Wiederwahl ist zulässig.

§14 (Vergütung der Tätigkeit der Organmitglieder, Aufwendungsersatz, bezahlte
        Mitarbeit)
Der Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse
und der Haushaltslage beschließen,  dass Vereins-  und Organämter  entgeltlich auf  der
Grundlage  eines  Dienst-  oder  Arbeitsvertrages  oder  gegen  Zahlung  einer  pauschalen
Aufwandsentschädigung gem. § 3 Nr. 26 a EStG ausgeübt werden. Für die Entscheidung
über Vertragsbeginn,  Vertragsinhalte und Vertragsende ist  der Vorstand zuständig. Der
Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und
der  Haushaltslage Aufträge über  Tätigkeiten  für  den Verein  gegen eine  angemessene
Vergütung oder Honorierung an Dritte vergeben.

Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Geschäftsstelle ist
der  Vorstand  ermächtigt,  im  Rahmen  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  der
Haushaltslage  einen  Geschäftsstellenleiter  und/oder  Mitarbeiter  für  die  Verwaltung
einzustellen.  Im  Weiteren  ist  nur  der   Vorstand  ermächtigt,  zur  Erfüllung  der
satzungsgemäßen  Zwecke  Verträge  mit  Übungsleitern  abzuschließen.  Das
arbeitsrechtliche  Direktionsrecht  hat  der  1.  Vorsitzende  oder  im  Verhinderungsfall  ein
anderes Mitglied des Vorstandes.

Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungsersatz-
anspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeiten im
Auftrag des Vereins entstanden sind. Die Mitglieder und Mitarbeiter haben das Gebot der
Sparsamkeit zu beachten.

Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von sechs Monaten
nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn
die Aufwendung mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden.

Einzelheiten werden in der Spesenordnung geregelt.

Der Vorstand kann an Übungsleiter mit regelmäßiger Lehrtätigkeit bei entsprechender 
Finanzlage Übungsleitervergütung für im Verein unterrichtete Trainings auszahlen und den
Besuch von Aikido-Seminaren zur Fortbildung bezuschussen, wobei die 
Übungsleitervergütung vor der Seminar-Bezuschussung Vorrang hat. Weiteres wird in der 
Spesenordnung und der Finanzordnung geregelt. 

§15 (Trainingsbetrieb)
Der Trainingsplan sowie der Einsatz und die Auswahl der Übungsleiter obliegt dem 
Vorstand.

Die  Übungsleiter  sind  für  den  reibungslosen  Ablauf  der  Übungseinheit  selbst
verantwortlich.  Gravierende  Abweichungen  in  Dauer,  Zeiten  oder  Inhalten  der
Übungseinheiten sind dem 1. Vorsitzenden anzuzeigen. 
Im Streitfall entscheidet der Vorstand.



§ 16 (Vereinsordnungen)
Soweit die Satzung nicht etwas Abweichendes regelt, ist der Vorstand ermächtigt durch
Beschluss nachfolgende Ordnungen zu erlassen und zu ändern.

• Beitragsordnung (Vereinsbeiträge)
• Finanzordnung (Vergütung für Übungsleiter)
• Spesenordnung (Zuschüsse für Fortbildungen der Übungsleiter mit 

regelmäßiger Lehrtätigkeit)
• Jugendordnung.

Die Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung.

§ 17 (Haftung)
Ehrenamtlich  Tätige  und  Organ-  oder  Amtsträger,  deren  Vergütung  den
Ehrenamtsfreibetrag gem. § 3 Nr. 26 a EStG im Jahr nicht übersteigt, haften für Schäden
gegenüber  den  Mitgliedern  und  gegenüber  dem  Verein,  die  sie  in  Erfüllung  ihrer
ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.

Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für leicht fahrlässig
verursachte Schäden, die Mitglieder bei  der Ausübung des Sports,  bei  Benutzung von
Anlagen oder Einrichtungen des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen erleiden, soweit
solche Schäden nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind.

§ 18 (Datenschutz)
Zur  Erfüllung  der  Zwecke  und  Aufgaben  des  Vereins  werden  unter  Beachtung  der
Vorgaben  der  EU-Datenschutz-Grundverordnung  (DS-GVO)  und  des
Bundesdatenschutzgesetzes  (BDSG)  personenbezogene  Daten  über  persönliche  und
sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet.

Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat
jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte:

• das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO,
• das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO,
• das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO,
• das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO,
• das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO,
• das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO und
• Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 
                         DS-GVO.

Den Organen des Vereins,  allen Mitarbeitern oder  sonst für  den Verein Tätigen ist  es
untersagt,  personenbezogene  Daten  unbefugt  zu  anderen  als  dem  jeweiligen  zur
Aufgabenerfüllung  gehörenden  Zweck  zu  verarbeiten,  bekannt  zu  geben,  Dritten
zugänglich  zu  machen  oder  sonst  zu  nutzen.  Diese  Pflicht  besteht  auch  über  das
Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus.

Zur  Wahrnehmung  der  Aufgaben  und  Pflichten  nach  der  EU-Datenschutz-
Grundverordnung  und  dem  Bundesdatenschutzgesetz  bestellt  der  Vorstand  einen
Datenschutzbeauftragten.



§ 19 (Auflösung des Vereins)
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Stadtsportbund Duisburg e.V., der 
es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

Duisburg, den 23.06.2019


